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Seit Oktober 2014 waren die Gespräche zwischen griechischen und türkischen Zyprern 
unterbrochen,  doch  am 15.  Mai  2015  nahmen  die  beiden  Seiten  den  Gesprächsfaden 
wieder auf. Weil das türkische Forschungsschiff „Barbaros Hayrettin Paşa“ in die von der 
Republik  Zypern  beanspruchte  ausschließliche  Wirtschaftszone  zur  Gas-Exploration 
eingedrungen war, hatte die griechisch-zyprische Seite die Verhandlungen mit den türki-
schen Zyprern abgebrochen. Als die türkischen Zyprer am 26. April 2015 Mustafa Akinci 
zu ihrem neuen Präsidenten wählten, verbesserten sich die Voraussetzungen für eine An-
näherung. Akinci hatte mit 60,5 Prozent der Stimmen den Mitbewerber und bisherigen 
Amtsinhaber Derviş Eroğlu (39,5 Prozent) bei der Wahl klar geschlagen. Während Eroğlu 
die enge Anbindung an die Türkei einer Wiedervereinigung vorzog, sprach sich Akinci für 
die Versöhnung mit den griechischen Zyprern und für den Weg in die Europäische Union 
aus. Akinci war von 1976 bis 1990 Bürgermeister des türkischen Teils von Nicosia und 
hatte eng mit seinem griechisch-zyprischen Amtskollegen Lellos Demetrios zusammenge-
arbeitet. Beide entwickelten den Masterplan für ein wieder vereinigtes Nikosia. Die Wahl 
von Akinci,  der  wiederholt  betonte,  dass  seine Landsleute  türkische  Zyprer  und keine 
Türken seien,1 kann als Votum gegen den großen Einfluss der Türkei verstanden werden.

Eine gemeinsame Erklärung zur Fortsetzung der Verhandlungen

Nach einem fünfmonatigen Tauziehen hatten sich die Vertreter der beiden Volksgruppen 
am 7. Februar 2014 auf eine gemeinsame vorläufige Erklärung geeinigt. Alle ungelösten 
Fragen sollten danach in den Verhandlungen beraten werden. An der bikommunalen und 
bizonalen Föderation mit politischer Gleichstellung der beiden Volksgruppen sollte festge-
halten werden, ebenso an einer einzigen Staatsbürgerschaft. Die Anbindung an dritte Staa-
ten  sollte  untersagt  werden.  Solange  nicht  alles  vereinbart  ist,  solange  soll  nichts  als 
vereinbart  gelten.  Vertrauensbildende  Maßnahmen  sollen  die  Verhandlungsatmosphäre 
verbessern.2 Nach Mitteilung von Akinci sollen die substantiellen Verhandlungen am 29. 
Juni 2015 beginnen. Mittlerweile haben die Vertreter beider Seiten die Öffnung zusätzli-
cher Grenzübergänge vereinbart. Auch die Handelsbeziehungen sollen ausgebaut werden. 
Außerdem wollen beide ihre Elektrizitäts- und Mobilfunksysteme vereinheitlichen.3

Wirtschaft

Die Finanzwirtschaft der Republik Zypern, die 2013 in eine tiefe Krise gerutscht war, ist  
dabei, sich zu erholen.4 Die damals eingeführten Kapitalverkehrskontrollen, die den Ab-
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Integration 2014, Baden-Baden 2014, S. 527-528.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2015 517

http://www.mustafaakinci.com/download/brochure_en/
http://www.mustafaakinci.com/download/brochure_en/AKINCI-BROCHURE-EN.pdf
http://www.mustafaakinci.com/download/brochure_en/AKINCI-BROCHURE-EN.pdf


Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

fluss von Kapital ins Ausland verhindern sollten, wurden aufgehoben. Seit dem 1. Juni 
2015 hat Zypern die Kontrollen abgeschafft, die es als erstes Land in der Eurozone hatte  
einführen müssen. Auf dem Höhepunkt der Krise konnten Bankkunden nicht mehr als 300 
Euro pro Tag abheben. Das kurz vor der Pleite stehende Euro-Land musste damals von 
den europäischen Partnern mit einem Kredit in Höhe von 10 Mrd. Euro gerettet werden. 
Zuletzt beschränkten die Kontrollen die Ausfuhr von mehr als einer Million Euro für Un-
ternehmen und 10.000 Euro für Privatpersonen pro Auslandsreise. Nach Präsident Nicos 
Anastasiades erweist sich Zypern mittlerweile auch immun gegenüber externen Schocks, 
die von Griechenland ausgehen können. Der im Februar 2012 in Griechenland erfolgte 
Schuldenschnitt war zwar nicht die Ursache, wohl aber ein Katalysator für den Ausbruch 
der  Krise unter Zyperns Finanzinstituten und Banken.5 Infolge der  Krise war die grie-
chisch-zyprische Wirtschaft 2013 um 5,2 Prozent und 2014 um 2,4 Prozent geschrumpft. 
Im ersten Quartal 2015 kündigte sich eine leichte Besserung an, konnte doch ein Wachs-
tum von 0,5 Prozent vermeldet werden. Das BIP betrug im Jahr 2014 16 Mrd. Euro. Das  
Pro-Kopf-Einkommen sank von 19.400 Euro im Jahr 2013 auf 18.751 Euro im Jahr 2014. 
2014 wurde eine Arbeitslosigkeit von 16,2 Prozent notiert, bei den Jugendlichen waren es 
sogar  36  Prozent.  2008  hatte  die  Arbeitslosenrate  lediglich  3,7  Prozent  betragen.  Die 
Gesamtverschuldung kam 2014 auf 107,5 Prozent und das Haushaltsdefizit auf 4 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts.6 Die Krise hat zu einer Angleichung der Lebensverhältnisse in 
beiden Teilen Zyperns beigetragen. Im Jahr 2004 war der Wohlstand im griechischen Teil  
sechsmal höher als im türkischen Teil der Insel. Heute geht man davon aus, dass der Wohl-
stand im Süden lediglich noch doppelt so hoch wie im Norden ist.

Weitere Auseinandersetzungen

Die um Zypern vermuteten Erdgasfelder haben einerseits die Hoffnung auf erhebliche Ein-
nahmen  genährt.  Andererseits  sind  sie  zum  Gegenstand  ernster  Auseinandersetzung 
zwischen beiden Teilen der Insel geworden. Die Regierung der Republik Zypern bean-
sprucht das Explorationsrecht um die Insel exklusiv für sich, während die türkischen Zyp-
rer verlangen, an den Gewinnen anteilig beteiligt zu werden. Zusätzlich hat die Entsen-
dung  von  Explorationsschiffen  der  Türkei  für  ernste  Spannungen  gesorgt.  Auch  öko-
nomisch ist inzwischen Ernüchterung eingetreten: Die Unternehmen Total und ENI sind in 
ihren Gewässern nicht fündig geworden. Noble Energy hat zwar ein Gasfeld gefunden, das 
unter finanziellen Aspekten jedoch keine Anlage zur Gasverflüssigung rechtfertigt. Außer-
dem hat  Israel  aus  kartellrechtlichen Gründen ein Konsortium aufgelöst,  zu dem auch 
Noble  Energy  gehört  und  das  das  Gasfeld  Leviathan  ausbeuten  sollte.7 Meldungen, 
wonach die Republik Zypern ihre Häfen für Militärschiffe aus  Russland öffnen wolle, 
wurden in der Europäischen Union und den USA mit Befremden aufgenommen.8 Dasselbe 
gilt für Äußerungen von Präsident Anastasiadis, der sich von den EU-Sanktionen gegen-
über Russland wegen der Intervention in der Ukraine distanziert hat: Diese seien weder 
effektiv, noch brächten sie den Menschen in der Ukraine den Frieden. Der Präsident nährte 
Zweifel, dass Zypern die EU-Politik gegenüber Russland solidarisch unterstützt.9
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